
Aktionseinheit der Arbeiterklasse- das Gebot der Stunde
In seinem Referat auf dem 16. Plenum des Zentral­

komitees unserer Partei erklärte Genosse Walter Ulbricht 
eindeutig den politischen Inhalt des neuen Kurses — den 
verstärkten Kampf um die Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands und die Erhaltung des Friedens — und zeigte 
darin auch die konkreten Aufgaben, nämlich: die Gewin­
nung der gesamten Bevölkerung der Deutschen Demokra­
tischen Republik und Berlins für die Durchführung des 
neuen Kurses und die Herstellung der Aktionseinheit der 
Arbeiterklasse, insbesondere auch mit den sozialdemokra­
tischen Arbeitern. In der Erklärung unserer Regierung 
vom 25. November 1953 kommt dieses nochmals deutlich 
zum Ausdruck, und daß sich gerade jetzt das Schicksal des 
deutschen Volkes entscheidet. Das deutsche Volk steht an 
einem Wendepunkt, wo die Entscheidung über Krieg oder 
Frieden bei ihm selbst liegt. Es ist deshalb das Gebot 
der Stunde, mit aller Kraft Verhandlungen zur friedlichen 
Lösung der deutschen Frage zu erzwingen.

Völlig unverständlich ist es daher, daß es noch Ge­
nossen gibt, die der Meinung sind: „Da die Kommunisten 
nicht mehr im Bundestag vertreten sind, kann es mit 
Westdeutschland zu keiner Einheit auf der Basis fried­
licher Verhandlungen kommen.“ Solche falsche Auffassung 
tauchte nicht nur in einer Parteigruppenversammlung im 
VEB Werk für Femmeldewesen, Berlin, auf, dort wurde 
sie widerlegt, sondern sie spielt auch in einigen Zirkeln 
des Parteilehrjahres in Berlin eine Rolle. Deshalb will ich 
dieses Argument noch einmal gründlich untersuchen. Was 
bedeutet diese Einstellung einiger unserer Genossen, und 
worauf läuft sie hinaus? Grob gesagt, doch darauf hinaus, 
daß wir den Kampf aufgeben und Westdeutschland dem 
Gegner überlassen sollen, was nichts anderes bedeutet, 
als die Politik des Gegners zu unterstützen.

In der Diskussion mit diesen Genossen stellte sich her­
aus, daß sie die Bedeutung des Parlaments überschätzen. 
Wie kamen die Genossen zu dieser Einschätzung? Der 
Adenauer-Regierung ist es gelungen, bei den Bundestags­
wahlen am 6. September 1953 eine parlamentarische Mehr­
heit für ihren aggressiven imperialistischen Kurs zusam­
menzugaunern. Aber ich frage die Genossen: Ist die 
Adenauer-Regierung und die reaktionäre Mehrheit im 
Bonner Bundestag gleichbedeutend mit dem deutschen 
Volk? Besteht die Mehrheit der Bevölkerung im Westen 
unserer Heimat nicht aus den Hunderttausenden Ruhr­
kumpeln, den Metallarbeitern aus Nürnberg, Augsburg 
und West-Berlin, den Werftarbeitern aus Hamburg und 
Bremen, den werktätigen Bauern aus Schleswig-Holstein 
und Hessen, den vielen Erwerbslosen in Westdeutschland 
und Westberlin und den Millionen Frauen und Müttern, 
die keinen Krieg wollen? Diese Menschen in Westdeutsch­
land wünschen ebenso leidenschaftlich den Frieden wie 
die Bevölkerung in der Deutschen Demokratischen Re­
publik. Die Maßnahmen der Adenauer-Regierung nach 
dem 6. November 1953 haben vielen, deren Stimmen durch 
Lügen, Terror und Betrug eingefangen wurden, die Augen 
geöffnet. Die Gemeindewahlen in Württemberg und 
Baden zeigen, daß bereits ein Umschwung in der Stim­
mung der Massen eingetreten ist und daß sie zu begreifen 
beginnen, mit wem sie Zusammengehen müssen, wenn 
der Frieden erhalten bleiben soll. Unsere Aufgabe ist es 
aber, unter der westdeutschen Bevölkerung beharrlich die 
weitere Aufklärung durchzuführen.

Genosse Stalin hat auf dem XIX. Parteitag der KPdSU 
besonders eindringlich darauf hingewiesen, daß im natio­
nalen Kampf die Arbeiterklasse die Führung in die Hand 
nehmen muß. Es kommt also darauf an, die Arbeiter ganz 
Deutschlands davon zu überzeugen, daß die Verhinderung 
eines dritten Weltkrieges von ihrem geschlossenen Auf­
treten abhängt.

Das Beispiel dafür, was durch geschlossenes einheit­
liches Handeln der Arbeiter erreicht werden kann, gibt 
uns die Arbeiterklasse Frankreichs. Die Aktionen der 
französischen Arbeiter drückten der Nationalversamm­
lung ihren Stempel auf und zwangen die Regierung 
Laniels zum Nachgeben. Die französischen Arbeiter wer­
den diese Regierung hinwegfegen, falls sie es erneut ver­
suchen sollte, den Kriegskurs durchzusetzen. Aber auch 
die deutsche Arbeiterklasse hat schon in ihrer Vergangen­
heit bewiesen, daß sie einheitlich handeln und dadurch 
Erfolge erringen konnte. Ich denke z. B. an die Nieder­
schlagung des Kapp-Putsches 1920 und an den Sturz der 
reaktionären Cuno-Regierung im Jähere 1923. Wenn wir 
hiervon ausgehen und die Aufgabe, die Gewinnung der 
gesamten Arbeiterklasse,, zum Inhalt unserer Arbeit 
machen und dabei richtig an die Frage der Schaffung der 
Aktionseinheit herangehen, wird unsere Arbeit auch er­
folgreich sein.

Damit steht das zweite Problem, das ich behandeln 
will, in engem Zusammenhang. Die sektiererische Ein­
stellung von Genossen gegenüber SPD-Mitgliedern i6t 
noch immer nicht überwunden, denn einige Genossen 
stehen heute noch auf dem Standpunkt: man kann mit 
sozialdemokratischen Genossen nicht diskutieren und 
sie nicht für den gemeinsamen Kampf gewinnen.

Im VEB-Werk für Fernmeldewesen wurde in einer 
Parteigruppen Versammlung der Grundorganisation 3 über 
die Arbeit mit den sozialdemokratischen Genossen dis­
kutiert. Dabei vertraten einige Genossen die Meinung: 
„Es hat ja doch keinen Zweck, denn das ist eine Clique, 
mit der man doch nichts anfangen kann.“ Nach der Dis­
kussion entschloß man sich dann schließlich doch, „fest­
zulegen, daß man sich mit den sozialdemokratischen Ar­
beitern eingehender unterhalten will“. In der Mitglieder­
versammlung der Grundorganisation, die bald danach 
stattfand, spielte diese wichtige Frage aber keine Rolle. 
Die Diskussion in der Parteigruppenversammlung war 
vom Parteisekretär für den Rechenschaftsbericht nicht 
ausgewertet worden. Dabei hätte diese Frage das Kern­
problem auf der Mitgliederversammlung werden müssen. 
Ein Genosse von der Bezirksleitung, der zu der Brigade 
gehörte, die sich gerade im Betrieb befand, weil sie den 
Genossen dieses Betriebes bei der Vorbereitung des 
IV. Parteitages helfen wollte, bat den Gruppenorgani­
sator der betreffenden Parteigruppe, doch dazu in der 
Diskussion zu sprechen. Dieser antwortete ihm: „Dabei 
kommt ja doch nichts heraus, denn wir haben ja schon so 
oft darüber gesprochen.“ Aber auch der Genosse von der 
Brigade nahm nicht dazu Stellung, und so kam dieses 
wichtige Problem auf der Mitgliederversammlung nicht 
zur Sprache, und es wurden keine konkreten Beschlüsse 
dazu gefaßt. Dieser Fehler wurde von den Genossen der 
Brigade der Bezirksleitung erst bei der Auswertung der 
Mitgliederversammlung erkannt.

Als dann der Rechenschaftsbericht der Betriebspartei- ' 
organisation, der auf der Betriebs-Delegiertenkonferenz 
gegeben werden sollte, im Sekretariat der Parteileitung 
beraten wurde, entwickelte sich eine lebhafte Diskussion 
über diese Frage. Im Rechenschaftsbericht war nämlich 
nur enthalten, daß die Arbeit unter den sozialdemokrati­
schen Arbeitern ungenügend war, aber nicht warum, 
und wie man sie verändern will. Als Ergebnis dieser 
Diskussion wurde festgestellt, daß es allgemein unter den 
Genossen, angefangen beim Parteisekretär, eine Unter­
schätzung dieser Arbeit gab. Daraus wurden Schluß­
folgerungen gezogen. Auf der Delegiertenkonferenz 
wurde dann beschlossen, daß sofort nach der Konferenz 
die besten Genossen mit dieser Arbeit beauftragt werden 
sollten. Die Diskussion mit den sozialdemokratischen Ar­
beitern muß zur Angelegenheit aller Parteigenossen 
werden.

5


